
Der  Gemeindera+  der  Marktgemeinde  ALLAND  beschließt  nach  Erör+erung  der

eingelangten  S'fellungnahmen  folgende

VERORDNUNG

§ I  Auf  Grund  des  §34  des  NÖ  Raumordnungsgesetzes  2014  wird  der

Bebauungsplan  der  Marktgemeinde  Alland  abgeönderL  Es werden  die  auf

den  hierzu  gehörigen  Plandarstellungen  durch  rote  Signatur  darges+ellten

Bebauungsregelungen  neu  festgelegt.  Die Änderungen  der  Verordnung  sind

in rot  dargesfellf.

§ 2  Die Einzelheiten  der  Bebauungs-  und  Aufschließungsvorschrif+en  sind aus der

Plandarstellung  mit der Planzahl  PZ: 7525-02/19  (Teil 1) zu entnehmen.  Diese

Plandarstellung  zur Änderung  bes+eht  aus 2 Blot+ im Maßsfab  1:2000  und  ist

Bestandteil  dieser  Verordnung.  Planverfasser  isf das  Ingenieurbüro

Dipl.  Ing.  Thomas  Hackl  CIUS 2551 EnzesfeId-Lindabrunn.

§ 3 Änderung  der  Bebauungsvorschriften  (rote  Farbdarstellung):

Die in schworz  dargestell+en  Bebauungsvorschrif+en  werden  wiederverlautbart

ÜBERSICHT:

(l ) Mindestmaße  von  Bauplötzen

(2) Harmonische  Gesföltung  der  Bauwerke  im Or+sgebiet

(3) Bebauungsdichfe  in Bereichen  mit  der  Fes+legung  BD*

(4) Ausnahmeregelungen  für  bestehende  Bauwerke

(5) Lage  und  Ausma13  von  priva+en  Abstellanlagen

Zufahrten  zu Grundstücken

Gestaltung  von  Einfriedung  im Wohnbauland  sowie  Sfü+zmauern

Werbeanlagen

Besondere  Bestimmungen  für  das  Altor+gebiet  (gem.  Plandarstellung)

GeIändeveränderungen

Entsorgung  von  Regenwässern  und  Anteil  von  unversiegelten  Flöchen

Erhaltenswerfe  Gebäude  im Grünland

Landwirtschaftliche  Geböude  im Grünlond



(14)  Besondere  Zusafzbestimmungen  für das Planungsgebie+  Herrengasse

(gem.  Plandorstellung)

(15)  Gestaltung  von  Freiflöchen

(16)  Lörmschu+zbes+immungen

(17)  Begrünung  von oberirdischen  Abstellanlagen  ab  einer  Anzahl  von  5

Stellplä+zen

(1)  MINDESTMASSE  VON  BAUPLÄTZEN

1.'I Bei der  Schaffung  von  neuen  Bauplö+zen  im Wohnbaulond  in offener

oder gekuppelfer Bebauungsweise gel+en folgende

BaupIatzmindes+größen:

Offene  bzw. wahlweise  offene/gekuppelte  Bebauungsweise:  500m2

Gekuppel+e  Bebauungsweise:  450m2

1.2.  Bei Fahnengrundstücken  gilt  das  Mindestmaß  jeweils  ohne  Fahne.

1.3.  Die  Bauplatzmindestgröße  gil+  auch  bei  der  Änderung  von

Grundstücksgrenzen  zwischen  zwei  bestehenden  Grunds+ücken  bzw.

Bauplä+zen,  wonach  in solchen  Föllen  eine  Änderung  unzulössig  is+, wenn

zumindest  eines  der  betroffenen  Grundstücke  die  o.a.  Grenze

unterschreite+  und  durch  die  Änderung  keinen  Flächenzuwachs  erföhrt.

(2)  HARMONISCHEGESTALTUNGDERBAUWERKEIMORTSGEBIET

2.1 Im Wohnbauland  isf bei  Neu-,  Zu- und  Umbau+en  auf  ein ausgewogenes

Verhöl+nis  der  Proportion  der  einzelnen  Baumassen  und  der  Anordnung

zueinander  zu achten.  Das Gesam+erscheinungsbiId  des  öffentlichen

Raumes  darf  dabei  nich+  gestört  werden.

Dabei  sind im  Besonderen  die  Dachges+alfung,  die  Ges+alfung  des

Sockels  eines  Geböudes,  die  Firsfhöhen  und  Dachneigungen  sowie  die

Auswirkungen  der  verwendefen  Maferialien  (z.B. Holz  und  Blockhäuser,

Mobilheime,  Con+ainer,  Glasfassaden,  e+c.)  und  Farbgestoltung  der

Fossaden  zu berücksichtigen.

2.2.  7ur Sicherung  einer  harmonischen  Einordnung  von  Haup+gebäuden  in

das  Ortsgebie+  sowie  zur  Sicherung  einer  ausreichenden  Durchgrünung

gelten  bei  unbebauten  Grunds+ücken  folgende  Bestimmungen:



Einfamilienhäuser  und  Zweffamilienhäuser  mi+ jeweils  mehr  C)IS 180 rr?

bebauter  Flöche  des  Hauptgeböudes  sowie  Doppelhäuser  mit  2

nebeneinanderliegenden  Wohneinheiten  und  separa+en  Eingängen  sind

nur  bei  einer  zugehörigen  Bauplatzflöche  von  mindestens  650  m2 zulössig.

Haup+gebäude  mit 3 oder  4 WohneJnhe»en  je Grunds+ück  sind nur

zulössig,  sofern  eine  Baupla+zfläche  von  minds+ens  250  m2 je Wohneinheit

gegeben  ist.

Hauptgeböude  mit mehr  als 4 Wohneinheiten  je Grundstück  sind nur

zulössig,  sofern  eine  Bauplatzflöche  von  150  m2 je Wohneinheit  gegeben

ist.

Bei  einem  Fahnengrundsfück  muss  die  Fläche  der  Fohne

unberücksichtigt  bleiben  und  darf  nicht  der  zugehörigen  Bauplatzfläche

zugeordne+  werden.

Bei zusätzlicher  Bebauung  von  bereits  bebau+en  Grunds+ücken  sind bei

der  Berechnung  nach  2.2 die bes+ehende  Anzahl  der  Wohnungen  zu

berücksichtigen.

GrundstücksteiIungen  dürfen  dem  Bebauungsplan  u.a.  im Hinblick  auf

die  Bes+immungen  nach  2.2. nicht  widersprechen.

2.3  Bei Geböuden  in Hanglangen,  das sind Gebäude  bei welchen  dos

Bezugsniveau  enflang  des Geböudeumfangs  Höhenunterschiede  von

mehr  als  l m  aufweis+,  gelten  folgende  Beschränkungen  der

Geböudehöhe:

Im Falle  von  Flachdächern,  flach  geneig+en  Döchern  bis 15 Grad  und

von  Staffelgeschoßen,  unabhängig  von  der  Dachform,  darf  der  höchs+e

Punk+ des Gebäudes  nicht  mehr  CIIS 2 m über  der  nach  § 53 NÖ BO

ermittelten,  mit+leren  Fron+höhe  der  Talseite  liegen.  Als Talseife  gilt die

Geböudefront  mi+ dem  im Mi+tel  am  tiefs+en  liegenden  Bezugsniveau.

2.4.  Die Anbringung  von  TV-Sa+eIliten-Antennen  (Parabolantennen)  ist bei

Gebäuden  mi+ mehr  als 2 Wohneinheifen  nur  als -GemeinschaftsonIage

zulässig.

2.5.  Die  überbau+e  Fläche  von  Carports  darf  max.  50m2  betragen.

2.6  Aufgrund  der  Lage  im  Landschaftsschutzgebiet  Wienerwald  ist die

Errich+ung/AufstelIung  von Windkraftanlagen  nicht  zulössig.



(3)  BEBAUNGSDICHTE  IN BEREICHEN  MIT DER FESTLEGUNG  BD":

3.1.  Im Wohnbauland  ist die maximale  Bebauungsdichte  in den  mit BD*

gekennzeichne+en  Bereichen  (Grundstücke  oder  Grundstücks+eile)  nach

folgender  'föbelle  zu ermitteln:

Bauplatzflöche Bebauungsdichte  in % Bebaubare  Flöche  in m2

<350m2 45

350 45 '157,5

400 42 168

450 39 175,5

500 36,9 184,5

550 34,8 l 91 ,4

600 33,6 2016

650 32,4 210,4

700 3i2 218,4

750 30 225

800 28,8 230,4

850 27,6 234,6

900 26,6 239,4

950 25,6 243,2

1000 24,6 246

1050 23,8 249,9

1100 23,2 255,2

1150 22,8 262,2

1200 22,4 268,8

1250 22 275

1300 21,6 280,8

1350 21,2 286,2

1400 20,8 291,2

l450 20,4 295,8

1500 20 300

>1500 20

Zwischenwerte  der  bebaubaren  Fläche  sind durch  lineare  In+erpolation

aufeinanderfoIgender  Kategorien  der Bauplatzfläche  zu ermi+teln.  für

Grunds+ücke  bzw.  Grundstücksfeile  mi+ einer  Fläche  ab L500  m2 gilt  eine

maximale  Bebngsdichte  von  16%  20%.  Für  Grundstücke  bzw.

Grundstücks+eile  mi+ einer  Fläche  <=  350m2  gilt  eine  maximale

Bebauungsdich+e  von  45%.



3.2  Zusö+zlich  zu der  in 3.1 ermmelten  Bebouungsdichte  kann  eine  Bebauung

mif Nebengeböuden  (gem.  Def. NÖ BÖ §51 (2) 3.) im Ausmaß  von 5%

der  Grundsfücksflöche  bzw.  relevanfen  Grunds+ücksteiIfläche  (gem,

Bestimmungen  zur  Bebauungsdichte  It. Legende)  erfolgen.  Die

Bestimmungen  zu  §51 der  NÖ  BO (Bauwerke  im  Bauwich)  sind

unabhängig  davon  einzuhalten.

3.3  Bei  Grundstücken,  die  bereits  am  01.03.2018  aufgrund  einer

rechtskröffigen  Baubewilligung  bebou+  waren  und  für  welche  die

Bebauungsdichte  BD* festgelegf  ist, kann  bei Zu- und Umbauten  zum

Altbes+and  die  bereits  bebaufe  Fläche  des  Houptgeböudes  um

jedenfalls  20% überschritten  werden.  unabhöngig  von der  ermi'f+elten

Bebauungsdich+e  gemöß  Zi. 3.L Dies darf  nur 1x im Hinblick  auf den

Altbestand  zum  Zei+punkt  0103.2m8  erfolgen.  Bestehen  auf  einem

Grunds+ück  mehrere  Hauptgeböude,  so gilt diese  Regelung  gesonderf

für  jedes  Hauptgebäude.  Abgesehen  von  der  Bebauungsdichte  müssen

in diesen  Föllen  die  Bes+immungen  des  Bebauungsplanes  oder  der

Bauordnung  (Abstönde,  Belichtungen,  Bebauungsweise  etc.)

berücksichtig+  bleiben.

3.4  Die  Zubaumöglichkei+en  gel+en  nich+  in Bereichen  mit  <=20%

Bebauungsdichfe  oder  in Bereichen,  in denen  lediglich  die Errichtung

von  Nebengeböuden  zulässig  ist (Bauwich,  hintere  Baufluchtlinien).

Dimension  einzelner  oder  zusammenhöngender  er  ist,

ausgenom  im  Baulond-Agrargebiet,  einem  Grundstück

folgendermaßen  zu begr  a auptgeböude  darf  eine  maximale

Längserstreckung  v  nicht  übersc  a . Zwischen  den  einzelnen

Haupt  den  muss ein Absfönd  im Ausmaß  der  vo  böudehöhe

der  zugewandten  Geböudefronf  eingehal+en  werden.

3.5.  Bei der Errich+ung  neuer  Geböude  ist die  Dimension  einzelner  oder

zusammenhängender  Baukörper  bei geplan+er  offener  oder  einseitig

offener  Bebauungsweise  auf  eine  maximale  Erstreckung  von 25m und

bei geplan+er  gekuppelter  Bebauungsweise  auf  30m zu beschrönken,

sofern  folgende  Bedingungen  gegeben  sind:

>  Baukörper  im  gewidmefen  Bauland-Wohngebief  und  Bauland-

Agrargebiet  und

>  Festgeleg+e  variable  Bebauungsdichte  Bd*  oder  Bebauungsdichte  bis

inkl. 40%



Zwischen  den  einzelnen  Hauptgebäuden  muss  ein Abstand  im Ausmaß

der  vollen  Geböudehöhe  der  zugewandten  Gebäudefront

eingehalten  werden.

(4)  AUSNAHMEREGELUNGEN  FÜR BESTEHENDE  BAUWERKE:

4.l.  Für bes+ehende  rechtmößig  errichtete  Haup+gebäude  (Bes+and  vor  der

Rech+skraft  des  Bebauungsplanes),  welche  innerhalb  des  neu

festgeleg+en  hinteren  Bauwichs  liegen  oder  in diesen  hineinragen,

können  Zu-  und  Umbauten  bewilligf  werden,  sofern  diese  nicht

außerhalb  des  hinteren  Bauwichs  umgese+z+  werden  können.  Die

Schaffung  zusö+zlicher  Wohneinhei'fen  ist nicht  zulässig.

4.2  Für bes+ehende  rechtmäßig  errichtete  Hauptgeböude  (Bestand  vor  der

Rechtskraf+  des  Bebauungsplanes),  welche  innerhalb  des  neu

fes+geleg+en  vorderen  Bauwichs  liegen  oder  in diesen  hineinragen,

können  Änderungen  der  Bebauungshöhe  (z.B. Aufstockungen  im

Rahmen  der  zulössigen  Bebauungshöhe)  bewilligt  werden,  sofern  diese

nich+  außerhalb  des  vorderen  Bauwichs  umgese+zf  werden  können.

4.3  Bei  bestehen  Gebäuden  (Bestand  vor  der  Rechtskraft  des

Bebauungsplanes),  deren  Geböudehöhe  höher  ols  die  festgelegte

zulässige  Geböudehöhe  is+, ist die  Errichtung  von  Gaupen  zulässig.

(5)  LAGE  UND  AUSMASS  VON  PRIVATEN  ABSTELLANLAGEN

5.1.  Bei der  Neuerrichtung  von  Wohngebäuden  sowie  bei der  Schaffung

neuer  Wohneinheiten  ist pro  neu  errich+e+er  Wohneinhei+  folgende

Anzahl  von  PKW-Stellplötzen  zu errich+en  und  dauerhaft  zu erhalten,  dies

gilt  auch  für  erhalfenswerte  Gebäude  im Grünland:

5.2.  Bei  Einfamilien-,  Zweifamilien-,  Doppel-  und  Reihenhöusern  sind  pro

Wohneinheit  mindesfens  2 PKW S+ellplöfze  ouf  Eigengrund  zu errichten.

Jeder  Sfellpla+z  muss hierbei  eigens+ändig  benutz+  werden  können.  Die

Errichtung  von  Stellplöfzen  kann  auch  auf  anderen  Grunds+ücken  CIIS

dem  Bauplatz  erfolgen,  sofern  es sich um Eigengrund  handelt,  welcher

an  den  Baupla+z  angrenzl

5.3.  Bei sämtlichen  un+er  li+. 5.1. nicht  aufgelisteten  Wohngeböuden  gilt

folgender  wohnungsbezogene  SteIlpIafzschIüssel:

Für Wohnungen  bis 74,99  m2 1,7  S+ellplötze



Für Wohnungen  ab  75,00  m2 2,O Stellplätze

Die dadurch  ermittelfe  Anzahl  der  Sfellplätze  für das Bauvorhaben  ist

auf  ganze  Zahlen  aufzurunden.

5.4.  Im hinteren  Bauwich  ist die Errichtung  eines  Abstellplatzes  (Stellplatz,

Carporf  oder  Garage)  nich+  zulässig.

5.5.  Im vorderen  Bauwich  is+ die  Errichtung  von  Garagen  grundsäfzlich  nur

zulössig,  sofern  dies  in der  Plandars+ellung  des  Bebauungsplanes

ausdrücklich  festgelegf  isl Die Ausnahmebestimmungen  gemäß  NÖ

Bauordnung  §51  (1) (Ausnahmen  bei  vorliegendem  Gefölle  zwischen

S+raßenfluch+linie  und  vorderer  Boufluchtlinie  von mehr  als 5%) sind

jedoch  für  das  gesamte  Ortsgebiet  gültig.

(6)  ZUFAHRTEN  ZU GRUNDSTüCKEN

6.1 Für  Zufahrfen  zu  Grundstücken  im  Wohnbauland,  welche  eine

S+raßenfrontlönge  bis  max.  20m  aufweisen,  ist  die  Summe  der

Zufahrfsbreiten  mit maximal  6m  begrenzt.  Zwischen  den  einzelnen

Zuföhrten  ist ein Absfönd  von  mindestens  5 m einzuhalten.  Bei einer

Straßenfrontlänge  von  mehr  als  20  m  is+ eine  weitere  Zufahrt

(Abschrägung)  im  Ausmaß  von  max.  3,0  m  zulössig.  Diese

Bes+immungen  gelten  nicht  für das  Planungsgebiet  Herrengasse  (lt.

Plandarsfellung),  diesbezüglich  sind  die  besonderen  Bestimmungen

gem.  l4.l  anzuwenden.

(7)  GESTALTUNGVONEINFRIEDUNGENIMWOHNBAULANDSOWIE

STüTZMAUERN

7.1.  Bei  der  Neuerrichtung  von  Einfriedungen  gegen  öffentliche

Verkehrsflöchen  sowie  Grünlandwidmungen  darf  eine  mittlere

Gesamfhöhe  der  Einfriedungen  von  18m  nicht  überschritten  werden.

Die mittlere  Sockelhöhe  dorf  50 cm  nicht  überschreiten.  Die Ermi+tlung

der  mittleren  Gesam+höhe  von  Einfriedungen  und  Sockelhöhe  muss

über  einen  maximal  3m  langen  Einfriedungsabschni+t  berechnet

werden.

7.2.  Bei der  Neuerrich+ung  von  Einfriedungen  an der  seitlichen  und  hinteren

Grundgrenze  darf  eine  mit+lere  Gesamthöhe  der  Einfriedungen  von  2m

nich+  überschriHen  werden.  Die Ermittlung  der  mittleren  Gesamthöhe



der  Einfriedungen  muss  über  einen  maximal  3m  langen

Einfriedungsabschnitt  berechnef  werden.

7.3.  Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen sowie

Grünlandwidmungen  sind zu gliedern  (bezüglich  Sockel,  Steher  und

Felder)  und  dürfen  in der  offenen  und  gekuppelten  Bebauungsweise

grundsätzlich  nicht  als Einfriedungsmauer,  undurchsichtige  Einfriedung

oder  Maschendrahtzaun  ausgebildet  werden.

Ausnahmereqelunq:

Eine als Wand  ausgeführte  Einfriedung  ist nur in der  geschlossenen

Bebauungsweise  und  im  Bereich  von  Grunds+ücken  enflang  der

Groisbacherstraße, Heiligenkreuzerstraße, Klausenstraße und

Mayerlingerstraße  zulössig,  für  welche  gemöß  Plandarstellung  des

Bebauungsplanes  die  hierfür  fes+gelegte  Liniensigna+ur  maßgeblich  ist.

Entlang  der  im  Bebauungsplan  festgelegten  Liniensignatur  sind die

Schließung  der  Bebauung  sowie  die  Errich+ung  von  Einfriedungsmauern

mit  einer  max.  zulössigen  Höhe  von  18  m,  bezogen  auf  das

angrenzende  Sfraßenniveau,  zulössig.  Zeitlich  begrenz+e

BausteIIeneinricmungen  sind  von  diesen  Bestimmungen  ausgenommen.

7.4.  Die  Anbringung  von  Sichfschu+zma+ten,  Planen,  Ne+zen  und

dergleichen  ist im  gesamten  Bauland  sowie  im  Bereich  von

erhal+enswer+en  Gebäuden  im Grünland  nich+  zulössig.

7.5  Bei Nich+herstellung  einer  Einfriedung  gemäß  7.1. gegen  das  öffen+liche

Guf  ist zumindest  die  Abgrenzung  des Grundstückes  gegen  dasselbe

mittels  einer  Randleiste  (Be+on  oder  Noturstein)  auszuführen.  Eventuelle

Niveauunterschiede  sind  auf  Eigengrund  abzuböschen.

7.6  Sonderregelung  bei  erforderlichen  Stüfzmauern:

Die Höhe  von  Stü+zmauern  ist auf  das  unbeding+  erforderliche  Ausmaß

zu  begrenzen  und  S+Crfzmauern  sind,  fölls  möglich,  in mehrere

Höhenobschnit+e  zu  gliedern.  Einfriedungen  an  Oberkarfen  von

Stü+zmauern  dürfen  im Mif+el  maximal  1,40 m hoch  sein.  Die Ermifflung

der  mittleren  Höhe  muss  über  maxima13  m lange  Abschnitte  erfolgen.



(8)  WERBEANLAGEN

8.1.  Die  Anbringung  von  Werbeeinrich+ungen  auf  Döchern  und

Dachoufbauten  sowie  auf  Hauswänden  en+lang  der  Straßenfluch+linie,

welche  eine  Fläche  über  4 m2 aufweisen,  ist im  Wohnbauland

(Wohngebiet,  Kerngebiet  und  Agrargebie+)  unzulössig.

8.2.  Die  Errichtung  von  Plakatwönden  ist im  Wohnbauland  unzulässig,

hiervon  ousgenommen  sind Baustellenumschließungen  wöhrend  der

Bautötigkeit  sowie  zeitlich  begrenzte  Plakatierungen  im  Bereich  von

Baulücken  in der  geschlossenen  Bebauung.

(9)  BESONDERE BESTIMMUNGEN FüR DAS ALTORTGEBIET

(gem.  Plondars+ellung)

9,1 Sonnenkollektoren  sind bei Dachflöchen,  die  zur Stroße  ausgerichtet

sind,  in die Dachhauf  zu integrieren,  aufgesfellte  Kons+ruktionen  sind

unzulössig.

9.2  Die Errich+ung  von  Tankstellen  im Alfor+gebief  is+ unzulössig.

9,3  Die Anbringung  von  TV-Sa+elIiten-Antennen  (Parabolantennen)  sind  an

den  zur  S+raßenfluch+linie  gelegenen  Fassaden  unzulössig.  Bei

Gebäuden mit mehr als 2 Wohneinheifen sind nur

GemeinschaftsanIagen  zulässig.

9.4  Dachformen  und  Firstrichtungen:

Die Dachformen  und  Firs+richtungen  müssen  sich bei  Neu-,  Zu- oder

Umbouten  bei zulässigen  Bebauungshöhen  von  max.  8 m  in der

geschlossenen  Bebauungsweise  in die charakteristische  Struktur  des

Al+or+gebie+es  einfügen.  Bei  der  Beur+eilung  der  charakteristischen

S+ruk+ur sind  die  Dochformen  und  Firstrich+ungen  im näheren  Umfeld  zu

erheben  und  zu berücksichtigen.

Die Errich+ung  neuer  Pulf-  und  Flachdächer  sowie  Sonderdachformen

(z.B. Mansardendöcher)  ist nicht  zulässig.

Satfeldächer  mi+  parallel  zur  S+raßenfluchtlinie  verlaufenden

Firs+richtungen  sind  in  allen  Bereichen  der  geschlossenen

Bebauungsweise  zulässig.



9.5  Dachneigungen:

Bei zulössigen  Bebauungshöhen  von  max.  8 m  und  geschlossener

Bebauungsweise  sind  bei  der  Neuerrichtung  von  Gebäuden  die

Dachflöchen,  welche  vom  öffen+lichen  Gu+  einsichtig  sind,  mi+

mindestens  30 Grad  Dachneigung  auszuführen.

9.6  Fassadengestaltung,  Fassadenöffnungen  und  Gauben:

Die  Gestalfung  der  Fassaden  und  Fassadenöffnungen  entlang  der

Straßenfluch+linie  muss  sich  bei  Neu-  Zu-  oder  Umbauten  in  die

charak+eris+ische  Struktur  des  Altortgebietes  harmonisch  einfügen.

10)  GELÄNDEVERÄNDERUNGEN

10.1 Im  sei+lichen  und  hinteren  Bauwich  sind  GeIändeveränderungen

entlang  der  Grundgrenzen  im  Vergleich  zum  angrenzenden

Nachbarniveau  und  im  Vergleich  zum  Bezugsniveau  an  der

Grundgrenze  nur  bis zu einem  maximalen  Niveauunterschied  von  1,O m

im Vergleich  zum  angrenzenden  Nachbarniveau  zulässig.  Lokale,  durch

ErschließungsbauteiIe  bedingte  Über-  oder  Unterschreitungen  sind im

notwendigen  Ausmaß  zulässig.

destü+zungen  und  Höhensprünge  auf  Grund  n als

Böschungen  o  er a on Tr ic tungen  C)US Natursteinen

auszuführen  ies  nicht  möglic  a a die  Herstellung  von

auerwerk  oder  S+ahlbetonwänden  zulössig.

11)  ENTSORGUNG  VON  REGENWÄSSERN  und

ANTEIl  VON  UNVERSIEGELTEN  FLÄCHEN

11.L  Gesammelte  Regenwässer  sind auf  Eigengrund  zur Versickerung  zu

bringen.  Ein Kanalanschluss  ist nur zulössig,  falls nachgewiesen  wird,

dass  eine  Versickerung  aufgrund  der  Bodenbeschaffenheit  nich+  oder

nicht  wirtschafflich  möglich  ist.

I 1.2. Iin Daulnndhprpifö  ausgenommen  BCIUI - Liiel-,isa



1L2.  Anteil  von  unversiegelten  Flächen:

Als unversiegelte  Flächen  werden  Grünflöchen  ohne  jegliche  Bebauung  oder

Befestigung  definiert.

Der  erforderliche  Mindestanteil  von  unversiegelten  Flöchen  beträgt:

Bei zulössigen  Bebauungsdichten  bis inkl.  20%:

Be! zulass!gen  Bebauungsdichten  > 20% b!S 30%:

Bei zulässigen  Bebauungsdichten  >30%  bis 40%:

Bei zulössigen  Bebauungsdichten  >40%  bis 60%:

Bei zulössigen  Bebauungsdichten  >60%  bis 80%:

Bei zulössigen  Bebauungsdichten  >80%:

70% unversiegelte  Flöche

40% unversiegelte  Flöche

30% unversiegelte  Fläche

20% unversiegelfe  Flöche

l5%  unversiegelte  Fläche

lO% unversiegelte  Fläche

Im dichtverbau+en  Gebie+  bei  festgeleg+en  Bebauungsdich+en  >=  60% können

Dachbegrünungen  mi+ 30-50cm  Substra+höhe  im  Ausmaß  von  80%  der

begrün+en  Fläche  als unversiegelte  Flöche  berücksich+igt  werden.

Die Zubaumöglichkeiten  zum  Alfbestand  nach  Pk+. 3.3. können  unabhängig

vom  ermittelten  Anteil  der  unversiegel+en  Fläche  jedenfalls  eingehalten

werden.

12)  ERHALTENSWERTE  GEBÄUDE  IM GRüNLAND

12.1 Im Bereich  von  erhaltenswer+en  Gebäuden  im Grünland  sind  im Sinne

des  Landschaf+sbiIdschu+zes  eine  maximale  Gebäudehöhe  von  7m

sowie  die  Errichtung  von  höchstens  2 oberirdischen  Geschoßen  zulässig.

12.2  Hinsichtlich  der  Errichtung  von  Abstellanlagen  sind bei  erhaltenswerten

Geböuden  im Grünland  die  Bestimmungen  zu §3 (5) dieser  Verordnung

gültig.

12.3  Bei Zu- und  Umbauten  im Bereich  von  Gebäuden,  welche  in ihrem

ursprünglichen  Bestand  vor  1950 genehmigt  wurden,  ist darauf  zu

act"r+en,  dass  keine  maßgebliche  Abweichung  von  der

charakteristischen  .Sfruktur  des  Bestandes  erfolgt.  Dies  betrifft

insbesondere  die  Dachgestaltung,  Dachneigungen,  Firsthöhen,  die

Fassadenöffnungen  sowie  die  verwendeten  Materialien  und

Farbges+altung  der  Fassaden.

12.4  Die Errichtung  neuer  Pult-,  Flach-  und  Mansardendöcher  ist nur  zulässig,

sofern  diese  im Bestand  vorhanden  sind.



12.5  Sonnenkollekforen  sind  bei  Dachflöchen,  die  von  der  Straße  CIUS

einsehbar  sind,  in die  Dachhauf  zu  in+egrieren,  oufgestellte

Kons+ruktionen  sind  unzulässig.

12.6  Die Anbringung  von  TV-Sa+eIlifen-Antennen  (Parabolantennen)  sind  an

den  zur  Straßenfluchtlinie  gelegenen  Fassaden  unzulössig.  Bei

Gebäuden  mit  mehr  als  2 Wohneinheifen  sind  nur

Gemeinschaftsanlagen  zulössig.

13)  LANDWIRTSCHAFTLICHE  GEBÄUDE  IM GRüNLAND

13.'I  In den  im Entwicklungskonzept  der  Marktgemeinde  Alland  Testgelegten

,,OffenIandflöchen"  ist bei  Gebäuden  mit  mehr  als 100m2  überbauter

Fläche  und/oder  einer  Bebauungshöhe  von  mehr  als  6m  eine

tiefergehende  Prüfung  hinsichtlich  §56  der  NÖ Bauordnung

durchzuführen.  Die  Charakterisfik  der  Landschaft  ist hierbei  in den

Bezugsbereich  gem.  NÖ BO mif einzubeziehen.  Die Markfgemeinde

Alland  kann  zur  Untersfützung  der  Beurteilung  ein

LandschaftsbiIdgutach+en  beauf+ragen.

(14)  BESONDERE  ZUSATZBESTIMMUNGEN  FüR DAS  PlANUNGSGEBIET

HERRENGASSE  (gem,  Plandarsfellung)

14.1  Im Bereich  von  Zufahrten  zu den  vorgeschriebenen  Stellplätzen  ist eine

Einfriedung  unzulässig.

(15)  GESTAlTUNGVONFREIFLÄCHEN

15.1 Freiflächen  (im Bebauungsplan  mi+ F gekennzeichne+)  sind  görtnerisch

auszugestalten.  Eine  Versiegelung  der  Flöchen  is+ unzulässig

(16)  LÄRMSCHUTZBESTIMMUNGEN

(enfsprechend  der  2. Anderung  BBPL, ErgönzungsbeschIuss)

Bei Wohngeböuden  im Bereich  der  Grundstücke  1 17/4,  11 7/10,  1 17/30,

KG Alland  und  Grunds+ück  Nr. 246, KG Weißenweg  ist sicherzusfellen,

dass  durch  folgende  Lörmschutzmaßnahmen  eine  Minderung  der

Lärmimmissionen  gewährleistet  is+:

*  Sicherung  eines  erhöhten  baulichen  Schallschutzes  für  die

Außenwandkonstruk+ion  sowie  hinsichtlich  der  Fenster.



*  Die Aufen+holtsröume  und  Freiräume  sind, soweit  möglich,  von  den

wesentlichen  Lörmemitten+en  abgewondt  onzuordnen

(17)  Begrünung  von  oberirdischen  Abstellanlagen  im  Bauland  ab

einer  Anzahl  von  5 Stellplätzen

17.1.  Bei der  Neuerrichtung  von  oberirdischen  Abs+ellflöchen  im Bauland  ab

einer  Anzahl  von  5 Stellplötzen  sind  Begrünungsmaßnahmen

durchzuführen.  Diese  Grünflächen  sind  mit  Strauch-  oder

Baumpflanzungen  auszugestalten.

l7.2.  Ab  8 Stellplätzen  ist  eine  s+andortgerechte  Baumpflanzung  zur

Bescha+tung  der  S+ellplötze  sicherzus+ellen,  welche  folgendermaßen  zu

berechnen  is+:

Stellplafzanzahl Anzahl  der

Baumpflanzungen

8 bis 1 5 1

16 bis 23 2

24 bis 31 3

32 bis 39 4

40 bis 47 5

Bei  größeren  Stellplötzen  is+ eine  sinngemö13e  Weiterführung  der

Berechnung  durchzuführen  (je  l Baumpflanzung  für  weitere  8

Stellplö+ze).

17.3.  Die  Errichfüng  und  Aussta+tung  der  Grünflächen  ha+  durch

s+andor+gerech+e  Pflanzenwahl  zu  erfolgen  und  ist  von  fachlich

geeigneten  Un+ernehmen  durchzuführen.  Die  funktionsgerechte

Erhal+ung  der  Grünflöchen  ist durch  Vertrogsroumordnung  oder  durch

Auflagen  im Bauverföhren  sicherzustellen.

§ 4  Die Plandarstellungen,  die  mi+ einem  Hinweis  auf  diese  Verordnung  versehen

sind,  liegen  im Gemeindeamt  während  der  Amtsstunden  zur allgemeinen

Einsicht  auf.

§ 5  Diese  Verordnung  tri+f nach  ihrer  Kundmachung  mi+ dem  auf  den  Ablauf  der

zweiwöchigen  Kundmachungsfrist  folgenden  Tag  in Kraft.



Der Bürg e,is'tWG,

*

Angeschlagen  om:

Abgenommen  am:....4..4.:."?,1..!!..<.':(.....


